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35. SITZUNG 

 
 
 

Lokale und regionale Demokratie in Georgien 
 
 
Empfehlung 426(2018)1 
 
 
1. Der Kongress der Gemeinden und Regionen des Europarates nimmt Bezug auf: 
 
a. Artikel 2 Absatz 1.b der Statutarischen Entschließung (2015) 9 zum Kongress, demzufolge es eines 
der Ziele des Kongresses ist, „dem Ministerkomitee Vorschläge zur Förderung von lokaler und 
regionaler Demokratie zu unterbreiten“; 
 
b. Artikel 2 Absatz 3 der Statutarischen Entschließung (2015) 9 zum Kongress, welcher vorsieht: „Der 
Kongress erstellt regelmäßig Länderberichte zur Lage der lokalen und regionalen Demokratie in allen 
Mitgliedsstaaten sowie den Staaten der Beitrittskandidaten zum Europarat und gewährleistet 
insbesondere die Umsetzung der Grundsätze der Europäischen Charta der kommunalen 
Selbstverwaltung“; 
 
c. Kapitel XVII der Geschäftsordnung des Kongresses über die Organisation von Monitoring-
Verfahren; 
 
d. frühere Empfehlungen des Kongresses zur lokalen und regionalen Demokratie in Georgien 
(157 (2004) und 334(2013)) und den Post-Monitoring-Fahrplan für Georgien (2015); 
 
e. den beigefügten Begründungstext zur lokalen und regionalen Demokratie in Georgien. 
 
2. Der Kongress weist darauf hin, dass: 
 
a. Georgien die Europäische Charta der kommunalen Selbstverwaltung am 29. Mai 2002 
unterzeichnet und am 8. Dezember 2004 ratifiziert hat. Sie trat am 1. April 2005 in Kraft. Gemäß 
Artikel 12 Absatz 1 der Charta erklärte sich Georgien nicht durch Artikel 4 Absatz 6, Artikel 5, Artikel 6 
Absatz 2, Artikel 9 Absatz 6 und Artikel 10 Absätze 2 und 3 gebunden; 
 
b. Georgien das Zusatzprotokoll zur Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung über das 
Recht zur Beteiligung an den Angelegenheiten der kommunalen Verwaltung nicht unterzeichnet hat; 
 
c. die Lage der lokalen und regionalen Demokratie in Georgien 2013 Gegenstand eines Monitoring-
Berichts war. Der Ausschuss für die Einhaltung der Pflichten und Verpflichtungen durch die 
Vertragsstaaten der Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung (im Folgenden 
„Monitoring-Ausschuss“) hat beschlossen, die Lage der lokalen und regionalen Demokratie in 
Georgien anhand der Charta zu überprüfen. Er bestellte Michail Angelopoulos, Griechenland (L, 
EPP/CCE), und Stewart Dickson, Vereinigtes Königreich (R, ILDG), als Berichterstatter, um den oben 
erwähnten Bericht zur lokalen und regionalen Demokratie in Georgien zu aktualisieren und dem 
Kongress vorzulegen; 
 
d. die Delegation des Kongresses vom 17. bis 18. April 2018 einen Monitoring-Besuch in Georgien 
durchgeführt hat. Das ausführliche Besuchsprogramm ist im Anhang des Dokuments aufgeführt. 

                                                 
1. Diskussion und Annahme durch den Kongress am 7. November 2018, 2. Sitzung (siehe Dokument CG35(2018)18), 
Begründungstext), Berichterstatter: Michail ANGELOPOULOS, Griechenland (L, EPP/CCE) und Stewart DICKSON, Vereinigtes 
Königreich (R, ILDG). 

https://search.coe.int/cm/pages/result_details.aspx?objectid=09000016808e551a
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3. Die Ko-Berichterstatter möchten der Ständigen Vertretung Georgiens beim Europarat und den 
georgischen Behörden auf zentraler, regionaler und lokaler Ebene, dem Georgischen 
Gemeindeverband (NALAG), den Sachverständigen sowie weiteren Gesprächspartnern für ihre 
wertvolle Mitarbeit in den verschiedenen Phasen des Monitoring-Verfahrens und die der Delegation 
übermittelten Informationen danken. 
 
4. Der Kongress nimmt mit Zufriedenheit zur Kenntnis: 
 
a. den beträchtlichen Fortschritt, der seit den letzten Monitoring- und Post-Monitoring-Besuchen des 
Kongresses in Georgien im Bereich der lokalen und regionalen Demokratie erzielt wurde; 
 
b. die Einbeziehung der Grundsätze der Charta in die verfassungsrechtlichen Bestimmungen, 
insbesondere die ausdrückliche Anerkennung der Subisdiaritätsgrundsätze neben dem 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz sowie die Einführung einer allgemeinen Zuständigkeitsklausel; 
 
c. den erkennbaren politischen Willen, den die georgischen Behörden bei der Umsetzung der 
Empfehlungen des Kongresses demonstriert haben, vor allem im Hinblick auf die weitere 
Einbeziehung der Leitprinzipien der kommunalen Selbstverwaltung in innerstaatliches Recht; 
 
d. die Einführung der Direktwahl von Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern wie in der 
Empfehlung 334 (2013) des Kongresses vorgeschlagen; 
 
e. die Schaffung neuer Mechanismen zur Beteiligung der Bürger an öffentlichen 
Entscheidungsprozessen; 
 
f. die Stärkung der finanziellen Leistungsfähigkeit der Kommunalverwaltungen durch zusätzliche 
Steuereinnahmen; 
 
g. die Modernisierung des Auditsystems und Einstellung von Fachpersonal für das Auditing; 
 
h. die Entwicklung einer umfassenden Reformstrategie zur Dezentralisierung und Modernisierung der 
Kommunalverwaltung und die weitere Ausarbeitung einer Regionalentwicklungsstrategie, um 
regionale Ungleichheiten zu beseitigen, die in Georgien noch immer weit verbreitet sind; 
 
i. die Stärkung des verfassungsrechtlichen Status der Autonomen Republik Adscharien; 
 
j. die offizielle Anerkennung der Funktion des NALAG als repräsentativer (Gesprächs-)Partner und 
dessen aktive Beteiligung an Diskussionen und Verhandlungen über alle Angelegenheiten, welche die 
Gemeinden direkt betreffen. 
 
5. Der Kongress äußert Bedenken hinsichtlich: 
 
a. der mangelnden Klarheit bei der Aufteilung einiger Zuständigkeiten, besonders im Bereich der 
Wasserversorgung, infolge der Unvereinbarkeit der sektoralen Rechtsvorschriften mit dem Kodex der 
kommunalen Selbstverwaltung in Verbindung mit dem langsamen Fortschritt beim Prozess der 
Anpassung der sektoralen Rechtsvorschriften an die Dezentralisierungsmaßnahmen der 
Regierung (Artikel 4.4); 
 
b. der Diskrepanz zwischen der Ausgleichsformel und den Interessen schwächerer Gemeinden, 
denen der Anreiz zur Steigerung ihrer eigenen Einnahmen fehlt, da dies die Höhe der 
Ausgleichszuwendungen verringern würde (Artikel 9.5); 
 
c. der Schwierigkeiten, mit denen einige Oppositionsmitglieder beim Zugang zu Informationen 
konfrontiert sind, über welche die Kommunalverwaltungen verfügen, die sie angeblich davon abhalten, 
in Versammlungen und anderen Gemeindeorganen ihre Funktion zu erfüllen, und die Spannungen 
zwischen Vertretern der Regierungspartei und der Opposition verschärfen; 
 
d. der Gefahren der übermäßigen Machtkonzentration beim Bürgermeister oder der Bürgermeisterin, 
vor allem im Hinblick auf seine/ihre Rolle bei der Ernennung von stellvertretenden Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeistern, wodurch die direkte Rechenschaftspflicht der Exekutive gegenüber dem 
Sakrebulo beschränkt werden könnte; 
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e. der Formel zur Berechnung der Anzahl der Gemeindemitarbeiter, welche die organisatorische 
Autonomie der kommunalen Gebietskörperschaften einschränkt; 
 
f. der Verzögerungen bei der Übertragung von Liegenschaften und landwirtschaftlichen Nutzflächen 
auf die Gemeinden. 
6. Vor dem Hintergrund der vorangegangenen Ausführungen ersucht der Kongress das 
Ministerkomitee, die georgischen Behörden aufzufordern: 
 
a. die Anpassung des Rechtsrahmens, insbesondere der sektoralen Rechtsvorschriften, und der 
Maßnahmen an die Dezentralisierungsziele zu beschleunigen, um sicherzustellen, dass die den 
kommunalen Gebietskörperschaften übertragenen Befugnisse umfassend und ausschließlich sind; 
 
b. die Berechnungsformel der Ausgleichstransfers, vor allem die Verteilungskriterien, zu überprüfen 
und den Ausgleichsfonds aufzustocken, um regionale und interkommunale Ungleichheiten zu 
beseitigen; 
 
c. insbesondere in abgelegenen Gemeinden Programme für den Kapazitätsaufbau für 
Gemeinderatsmitglieder bezüglich der Nutzung aller verfügbaren Rechtsinstrumente zum Schutz ihrer 
Rechte zu entwickeln und weitere Maßnahmen zu verabschieden, die darauf abzielen, das 
gegenseitige Vertrauen zwischen den Vertretern der Regierungspartei und der Opposition 
wiederherzustellen, welches für das gute Funktionieren der lokalen Demokratie erforderlich ist; 
 
d. vor dem Hintergrund der Erfahrung in Tiflis eine gesetzliche Bestimmung über die Zustimmung des 
Sakrebulo zur Ernennung von stellvertretenden Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern einzuführen, 
um die unmittelbare Rechenschaftspflicht der Exekutive gegenüber dem Stadtrat zu gewährleisten; 
 
e. die Formel zur Berechnung der Anzahl der Mitarbeiter zu überprüfen, um sie im Hinblick auf die 
örtlichen Bedürfnisse und Umstände flexibler und anpassungsfähiger zu gestalten; 
 
f. die Kommunalisierung von Liegenschaften und natürlichen Ressourcen zu beschleunigen, um die 
finanzielle Grundlage der Kommunalverwaltung zu erweitern und breiter zu fächern; 
 
g. die finanzielle Leistungsfähigkeit von Kommunalverwaltungen zu verbessern, einschließlich der 
Fähigkeit, mit allen verfügbaren Mitteln, darunter der Ausweitung der Steuerbasis, ihre eigenen 
Ressourcen zu erwirtschaften; 
 
h. den Rechtsrahmen weiter auszuarbeiten, vor allem in Bezug auf sektorale Rechtsvorschriften, um 
die interkommunale Zusammenarbeit zu erleichtern und zu fördern; 
 
i. die Anstrengungen zur Regionalentwicklung fortzusetzen und dabei ein gewisses Maß an 
Kontinuität mit dem im Bereich der Regionalentwicklungsstrategie und -Maßnahmen bereits Erreichten 
sicherzustellen, um eine ausgewogene und nachhaltige sozioökonomische Regionalentwicklung zu 
gewährleisten; 
 
j. Artikel 4 Absatz 6, Artikel 5, Artikel 6 Absatz 2, Artikel 9 Absatz 6 und Artikel 10 Absätze 2 und 3 zu 
ratifizieren, welche in Georgien de facto angewendet werden; 
 
k. das Zusatzprotokoll zur Europäischen Charta der kommunalen Selbstverwaltung über das Recht 
zur Beteiligung an den Angelegenheiten der kommunalen Verwaltung (SEV Nr. 207) in naher Zukunft 
zu unterzeichnen und zu ratifizieren. 


